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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

l/4(IV/l)-68070 — E-L2 10/72 Bonn, den 1. September 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über bestimmte Maß- 
nahmen, die in der Landwirtschaft infolge der Entwick- 
lung der monetären Lage zu treffen sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. August 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissions Vorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 56, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über bestimmte Maßnahmen, die in der Landwirtschaft infolge 
der Entwicklung der monetären Lage zu treffen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28, 43, 103 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates vom 
12. Mai 1971 über bestimmte konjunkturpolitische 
Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im Anschluß 
an die vorübergehende Erweiterung der Bandbreiten 
der Währungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen 
sind^), hat für die Mitgliedstaaten, die für ihre 
Währung einen Wechselkurs zulassen, der über 
der durch die internationale Regelung genehmigten 
Bandbreite liegt, ein System von Ausgleichsbeträ- 
gen geschaffen, die auf den Unterschied zwischen 
den noch gültigen Paritäten der Währungen der 
betreffenden Mitgliedstaaten und dem arithmeti- 
schen Mittel der während eines bestimmten Zeit- 
raums im Kassageschäft festgestellten Wechselkur- 
se der betreffenden Währung im Verhältnis zum 
Dollar der Vereinigten Staaten von Amerika ge- 
stützt sind. 

In der Erwartung, daß die Währungen einiger 
Mitgliedstaaten aufgewertet werden, ist es ange- 
bracht, die Ausgleichsbeträge in den Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik einzugliedern. 

Die im Handelsverkehr mit den Nichtmitglied- 
staaten nach dieser Verordnung erhobenen Aus- 
gleichsbeträge gehören zu den landwirtschaftlichen 
Abschöpfungen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die Erset- 
zung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemeinschaften oder, soweit sie 
die Waren betreffen, die speziellen Handelsregelun- 
gen unterworfen sind, zu den Zöllen im Sinne des 
Artikels 2 Buchstabe b dieses Beschlusses; es ist 
angebracht, zu gewährleisten, daß auch die anderen 
Ausgleichsbeträge im Rahmen der Regelung über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik in 
Rechnung gestellt werden •*- 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 974/71 wird wie folgt 
geändert: 


1. Die Rechtsgrundlage erhält folgende Fassung: 

„gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere die 
Artikel 28, 43 und 235." 

2. Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„1. Läßt ein Mitgliedstaat bei Handelsgeschäften 
für seine Währung einen Wechselkurs zu, der über 
der duch die internationale Regelung genehmigten 
Bandbreite vom 12. Mai 1971 liegt, so 

a) erhebt er bei der Einfuhr aus den Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern 

b) gewährt er bei der Ausfuhr nach den Mitglied- 
staaten und dritten Ländern 

für die weiter unten genannten Erzeugnisse und nach 
der im folgenden festgesetzten Bedingungen Aus- 
gleichsbeträge." 

3. Die Worte „Von dieser Möglikeit wird nur Ge- 
brauch gemacht" in Artikel 1 Absatz 2 zweiter 
Unterabsatz werden durch die Worte: „Diese Vor- 
schriften werden nur angewandt" ersetzt. 

4. Artikel 7 wird gestrichen. 

Artikel 2 

1. Die im Handelsverkehr mit den dritten Län- 
dern gewährten Ausgleichsbeträge gelten für die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik als 
Teil der Erstattungen bei der Ausfuhr nach den 

dritten Ländern. 

2. Mit Wirkung vom 1. Januar 1973 gelten für die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik die im 
Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten er- 
hobenen oder gewährten Ausgleichsbeträge als 
Teil der Interventionen zur Regulierung der Agrar- 
märkte. 

3. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
können nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen werden. 

Artikel 3 

Die Vorschriften dieser Verordnung sind ab 1. Juli 
1972 anwendbar. 


1) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinsdiaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 


Begründung 

Am 16. Mai 1972 hat die Kommission dem Rat 
einen Vorschlag für eine Verordnung über bestimm- 
te Maßnahmen, die für die Landwirtschaft infolge 
der Entwicklung der monetären Lage zu treffen sind, 
/orgelegt (Dok. R 998/72 - AGRI 285/FIN 275). Die- 
ser Vorschlag, der darauf abzielt, die Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 zu ersetzen, geht von der Hypo- 
these aus, daß die Währungen einiger Mitglied- 
staaten offiziell aufgewertet werden. 

Die Entwicklung der Dinge hat erwiesen, daß die 
Aufwertungen nicht in unmittelbarer Zukunft zu er- 
warten sind. Um aber mit Wirkung vom 1. Juli 
1972 die gemeinsame Finanzierung sicherzustellen, 
ist es angebracht, die Ausgleichsbeträge in den Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik einzugliedern. 
Zu diesem Zweck ist es erforderlich, die Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 an einigen Stellen zu ändern. Dies 
ist der Zweck des vorliegenden Vorschlags, der im 
übrigen den eingangs berührten Vorschlag unbe- 
rührt läßt. 
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